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Das Bundesamt für Statistik
(BFS) hat gestern die Kriminali-
tätsstatistik für das Jahr 2025ver-
öffentlicht. Darin erfasstwerden
alle Straftaten aus allen 26 Kan-
tonen, die der Polizei bekannt
sind. Die Statistik gibt somit ei-
nen gutenÜberblick,wie sich das
Verbrechen in der Schweiz entwi-
ckelt hat. Hier sind die wichtigs-
ten Erkenntnisse:

—MehrTötungsdelikte – vor
allem im häuslichen Bereich
In denMedienwurde 2025 gleich
mehrmals über Fälle berichtet,
bei denen Männer ihre Ehe-
frauen umgebracht haben. Die-
se Häufung an sogenannten Fe-
miziden spiegelt sich auch in der
Kriminalitätsstatistik wider. Die
Zahl der vollendeten Tötungs-
delikte im häuslichen Bereich
nahm zu, von 26 auf 34. Damit
findet deutlich über die Hälfte
der Tötungen in der Schweiz in
diesemBereich statt (34 von 55).

Im häuslichen Bereich wur-
den auch mehr einfache Kör-
perverletzungen (+15 Prozent),
Drohungen (+5 Prozent) und
Nötigungen (+10 Prozent) regis-
triert. Insgesamt nahm die Zahl
der schweren Gewaltstraftaten
in der Schweiz um 8 Prozent zu,
was vor allem an der gestiegenen
Zahl derVergewaltigungen liegt.

—Anstieg bei
Vergewaltigungen
Am 1. Juli 2024 trat das revidier-
te Sexualstrafrecht in Kraft. Mit
dem «Nein heisst Nein»-Grund-
satz machen sich Täter neuer-
dings auch strafbar, wenn das
Opfer mit Worten, Gesten oder
durch Erstarren ausgedrückt hat,
dass es mit der Handlung nicht
einverstanden ist. Dies führt
dazu, dass deutlich mehr Ver-
gewaltigungen registriert wer-
den als vor derGesetzesrevision.

Bereits im Einführungsjahr
2024war eine klar steigendeTen-
denz feststellbar. Gegenüber da-
mals ist die Zahl der registrierten
Vergewaltigungen nun noch ein-
mal um29 Prozent gestiegen.Das

BFS schreibt in seiner Einleitung,
dass einVergleich der Zahlenmit
früheren Jahren wegen der Ge-
setzesrevision nur eingeschränkt
möglich sei. Seit der Einführung
des neuen Sexualstrafrechts stie-
gen die registrierten Vergewalti-
gungen jedenfalls um 67 Prozent
(2023: 839; 2025: 1402).

—Cyberkriminalität erstmals
seit Jahren stabil
Bei der Cyberkriminalität gab es
jahrelang einenTrend nach oben.
Nun pendelt sich die Zahl derver-
zeichneten Straftaten im digita-
len Raum erstmals etwas ein. Im

Vergleich mit 2024 ist sie sogar
ganz leicht zurückgegangen,von
59’034 Straftaten auf nun 57’761.
Tief bleibt die Aufklärungsquo-
te, die bei nur 17,6 Prozent liegt.

Bei einer besonders fiesen
Methode von Cyber-Wirtschafts-
kriminalität, dem sogenannten
Phishing, steigen die Fallzahlen
aberweiterhin an. BeimPhishing
nutzen Kriminelle gefälschte
E-Mails, Websites oder Nach-
richten, um ins E-Banking-Sys-
tem der jeweiligen Opfer zu ge-
langen. Gegenüber dem Vorjahr
hat die Zahl derPhishing-Strafta-
ten um25 Prozent zugenommen.

—Weniger Diebstähle
Ähnlich wie bei der Cyberkri-
minalität zeigte der Trend auch
bei den Diebstählen jahrelang
nach oben. Nun scheint auch
hier ein Plateau erreicht zu sein.
Gegenüber 2024 ging die Zahl
der registrierten Straftaten leicht
zurück, von 162’676 auf 154’041.
Eine weiterhin leicht steigende
Tendenz gibt es allerdings bei
den Einbruchdiebstählen (34’755
Straftaten, +5 Prozent).

—Weniger Drogendelikte
In der Schweiz ist die Zahl der
Drogendelikte seit einigen Jahren

rückläufig. 2025 hat sich dieser
Trend noch einmal beschleunigt.
Gegenüber demVorjahrwurden
8 Prozent weniger Delikte ver-
zeichnet.

Während der Handel nur
leicht zurückging (–3 Prozent),
ist der illegale Eigenkonsum
von Drogenwie Kokain und He-
roin deutlich zurückgegangen
(–10 Prozent).

—Herkunft der Täter
Politisch besonders viel Spreng-
stoff beinhaltet jeweils die Fra-
ge über die Herkunft der Täter.
Hier zeigt sich die Situation ge-

genüber dem Vorjahr praktisch
unverändert:42ProzentderStraf-
taten werden von Schweizerin-
nen und Schweizern begangen,
58 Prozent von Ausländerinnen
undAusländern. Klar sinkend ist
die Zahl der Straftaten, die von
Personen imAsylprozess began-
gen wurden (–12 Prozent).

Und egal, ob eine kriminel-
le Person aus der Schweiz oder
aus dem Ausland stammt: Es ist
in aller Regel ein Mann. 77 Pro-
zent der registrierten Strafta-
ten werden von Männern ver-
übt, der Rest geht auf das Konto
der Frauen.

Schwere Gewaltstraftaten nahmen 2025 zu
Kriminalstatistik des Bundes Diebstähle und Cyberkriminalität sind in der Schweiz erstmals seit Jahren leicht rückläufig.
Dafür wurden im letzten Jahr wiederummehr Gewaltstraftaten im häuslichen Bereich registriert.

Soll der Kauf von Sex strafbar
sein? Beim sogenannten nordi-
schenModell, dasmittlerweile in
acht Ländern gilt und für hitzige
Diskussionen sorgt,werden nicht
die Prostituierten bestraft. Son-
dern die Freier, in derRegelMän-
ner, die ihre Dienste in Anspruch
nehmen. Auch in der Schweiz
tobt darüber eine Debatte, nun
wartet eine Studie der Zürcher
Hochschule fürAngewandteWis-
senschaften (ZHAW) mit neu-
en Erkenntnissen auf. Erstmals
seien «Sexarbeitende zu ihrer
Meinung» dazu befragt worden.

Ergebnis: Von 229 Befragten
lehnten 71 Prozent ein Sexkauf-
verbot ab, schreibt Virginia Bel-
jean in ihrer Masterarbeit «No
thing About Us Without Us».
47 Prozent befürchteten eine Zu-
nahme von Gewalt. Allerdings:
Ist die Studie wirklich aussage-

kräftig, und repräsentiert sie die
Meinung derProstituierten in der
Schweiz? Denn bei den befragten
229 Personen handelt es sich vor-
wiegend um «gut vernetzte und
organisierte Sexarbeitende»,wie
Autorin Beljean festhält.

Autorin relativiert Ergebnis
Wären sie nicht vernetzt und or-
ganisiert, hätte die Autorin die
Prostituierten kaum gefunden.
Denn der grösste Teil der Frauen,
die in der Prostitution tätig sind,
bewegt sich unter demRadar. Für
die Schweiz gibt es kaumverläss-
liche Zahlen, aber Schätzungen in
Deutschland gehen aufgrundvon
Polizeistatistiken davon aus, dass
mehr als 80 Prozent aller Prosti-
tuierten Migrantinnen sind.

Viele von ihnen sindOpfervon
Menschenhandel, von einem Zu-
hälter abhängig, haben Schul-

den und getrauen sich gar nicht
erst, sich an eine Organisation
zu wenden. Manche von ihnen
leben in sklavenähnlichen Ver-
hältnissen und wissen nicht, in
welchem Land sie sich befinden.
AuchAutorin Beljean bestätigt: Es
sei «anzunehmen,dass insbeson-
dere Personen in sehr prekären
Lebenssituationen nur unzurei-
chend erreichtwurden». Just von
diesenBetroffenen zuwissen,wie
sie zu einem Sexkaufverbot ste-

hen, wäre aber zentral. Bezeich-
nenderweise zeigt die Studie,
dass Prostituiertemit unsicherem
Aufenthaltsstatus einem solchen
am ehesten zustimmen.

Umstrittene «Sexarbeit»
Auch der aktuelle Bericht der
UNO-Sonderberichterstatterin
für Gewalt gegen Frauen und
Mädchen erachtet Migrantin-
nen als besonders gefährdet,
Opfer von Ausbeutung und Ge-
walt zuwerden, und fordert des-
halb ein Sexkaufverbot. Der Be-
richt bezeichnet Prostitution als
«schwere Menschenrechtsver-
letzung» und kritisiert Begriffe
wie «Sexarbeit» und «Sexarbei-
tende» – Opfer und Überleben-
de der Prostitution fänden, da-
mit werde «die Gewalt triviali-
siert, der sie ausgesetzt waren»,
heisst es weiter.

Der UNO-Bericht findet in der
ZHAW-Studie keine Erwähnung.
Dafür verwendet Beljean die Be-
griffe Sexarbeit und Sexarbeiten-
de durchgehend. Es handle sich
um den «heute gebräuchlichen
Begriff», schreibt sie und fügt
an, dass dies demWunsch «vie-
ler Sexarbeitenden entspricht».

Beteiligte Organisationen
Es ist die gleiche Argumentati-
onwie jene derGegnerinnen des
Sexkaufverbots. Auch der Titel
der Studie, «Nothing About Us
Without Us», ist nicht neutral,
sondern ein Slogan der Verbots-
gegnerinnen. Er findet sich zum
Beispiel als Mission-Statement
auf der Website des Sexworkers
Collective, das ein Sexkaufverbot
ablehnt. Beljean schreibt aufAn-
frage, mit dem Titel «keine poli-
tische Position auszudrücken».

Die Autorin bedankt sich bei der
Organisation «für den wichti-
gen Austausch im Vorfeld und
die tatkräftige Begleitung wäh-
rend der Forschungsphase, ins-
besondere für ihr grosses Enga-
gement bei der Vermittlung von
Teilnehmenden».

Vereinigungen, die das Sex-
kaufverbot unterstützen, kom-
men hingegen nur amRandevor.
Beljean sieht darin kein Problem:
«Die beteiligten Organisationen
haben keinen Einfluss auf In-
halt,Durchführung oderAuswer-
tung der Untersuchung gehabt»,
schreibt sie. SRF hat unter dem
Titel «Verbot von Sexkauf: Betrof-
fene fürchten negative Folgen»
über die Studie berichtet. Dass
das Ergebnis bei weitem nicht
so eindeutig ist,war kein Thema.

Bettina Weber

Studie zum Sexkaufverbot: Die Schwächsten bleiben ungehört
Prostitution Laut einer Umfrage lehnen Prostituierte ein Sexkaufverbot nach nordischem Vorbild grossmehrheitlich ab.
Doch der Befund ist alles andere als aussagekräftig.

Der grösste Teil
der Frauen, die
in der Prostitution
tätig sind,
bewegt sich unter
demRadar.

77 Prozent der registrierten Straftaten werden von Männern verübt, 23 Prozent gehen auf das Konto der Frauen. Foto: Simon Glauser (20min)
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Wahlen 2027 Sechs Jahre langwar
Thomas Süssli Chef der Schwei-
zerArmee. Ende 2025 trat er zu-
rück.Nun strebt er offenbar eine
Karriere in der Politik an.Wie die
Zeitungenvon CH-Media berich-
ten, will Süssli bei den Erneue-
rungswahlen im nächsten Jahr
auf der Liste der Luzerner FDP
für denNationalrat kandidieren.

Neun Sitze hat derKanton Lu-
zern derzeit in der grossen Kam-
mer. Einen davon hält die FDP
mit Peter Schilliger. Dieser will
im nächsten Jahr nicht mehr zur
Wahl antreten. Süsslimüsste sich
also nicht gegen einen Bisheri-
gen durchsetzen. Helfen könn-
te dem 59-Jährigen zudem, dass
der Kanton einen zusätzlichen
Sitz im Nationalrat erhält, weil
die Luzerner Bevölkerung stark
gewachsen ist.

Thomas Süssli wird mögli-
cherweise nicht der einzige pro-
minente Name auf der FDP-Lis-
te sein. Neben ihmmöchte auch
der bekannte HerzchirurgThier-
ry Carrel einen Sitz imNational-
rat erobern. Der 65-Jährige ist
seit 2022 Gemeinderat vonVitz-
nau und verpasste den Einzug
in den Nationalrat bei den letz-
tenWahlen nur umwenige Hun-
dert Stimmen. Nun will er er-
neut kandidieren. Ob Süssli und
Carrel eine Chance bekommen,
muss aber erst die Kantonalpar-
tei entscheiden. (lny)

Ex-Armeechef
Süssli will in
den Nationalrat

Revision Nach einem mehrmo-
natigen Stillstand hat der Bund
dem Kernkraftwerk Gösgen in
Däniken SO gestern die Freigabe
zumWiederanfahren erteilt. Das
Kernkraftwerk erfüllt die dafür
notwendigen gesetzlichenVorga-
ben,wie das Eidgenössische Nu-
klearinspektorat (Ensi) mitteilte.

Das Ensi habe die durch-
geführten Revisionsarbeiten
sowie die Nachrüstungen im
Speisewassersystem geprüft
und akzeptiert, schrieb die
Behörde in einer auf der Platt-
form X publizierten Medien-
mitteilung. (SDA/mab)

AKWGösgen kann
nach Stillstand
wiederanfahren

Parlament DerAargauerNational-
rat Beat Flach (61) von der Grün-
liberalen Partei tritt nach 14 Jah-
ren per 31. Mai 2026 zurück. Der
Jurist und ehemalige Gemeinde-
rat vonAuenstein gehört seit 2011
dem Nationalrat an und gilt als
profilierter Vertreter einer libe-
ral-ökologischen Politik.

Flach nennt den Rücktritt ei-
nen schweren, aber richtigen
Entscheid. Die Arbeit im Par-
lament sei für ihn eine grosse
Ehre und ein Privileg gewesen,
schreibt er in einer Mitteilung.
Er habe mit engagierten Kolle-
ginnen und Kollegen parteiüber-
greifend anwichtigen Fragen ge-
arbeitet und Verantwortung für
das Land getragen.

«Ich bin dankbar für das Ver-
trauen, das mir dieWählerinnen
und Wähler über so viele Jahre
geschenkt haben. Für mich war
es nie selbstverständlich, für die
Aargauerinnen undAargauer als
GLP-Politiker imNationalrat po-
litisieren zu dürfen», schreibt
Flach. (red/aeg)

GLP-Nationalrat
Beat Flach tritt ab

Sabrina Bundi

Würde der Kanton Basel-Stadt
die integrative Schule abschaf-
fen und seine Schülerinnen und
Schüler mit einer Beeinträchti-
gungwieder in eine Sonderschu-
le schicken, müsste er zwischen
200und300neue Lehrkräfte ein-
stellen. Im Kanton Zürich wären
es rund 1000,was bei einemAn-
fangslohn von 99’000 Franken
Mehrkosten von rund 100 Milli-
onen Franken verursachen wür-
de. Schweizweit würden um die
2000 Lehrerinnen und Lehrer
fehlen. In manchen Kantonen
bräuchte es bis zu zehn Prozent
mehr Lehrpersonal.

Zu diesem Schluss kommt der
neue Bildungsbericht 2026 – die
«Bibel» der Schulbranche, eine
Standortbestimmungmit Zahlen
und Fakten zum Bildungssys-
tem. Eine der rund 400 Tabellen
zeigt, welche personellen Res-
sourcen nötig wären, um integ-
rierte Schülerinnen und Schüler
wieder zu separieren.

Was bedeutet dieses Resul-
tat in einer Zeit, in der die in-
tegrative Schule immer kont-
roverser diskutiert wird? In der
rund 4 Prozent aller Schülerin-
nen und Schüler der obligato-
rischen Schule sonderpädago-
gische Massnahmen erhalten?

«Separation würde am
Personalmangel scheitern»
Mehr Separation in Sonderschu-
len würde teuer werden. Denn
Sonderschüler kosten ein Viel-
faches mehr als Regelschüler,
weil sie intensiver betreut wer-
den. Stefan Wolter, Direktor der
Schweizerischen Koordinations-
stelle fürBildungsforschung und
Verfasser des Bildungsberichts,
gibt zu bedenken: «Das Prob-
lem wäre nicht nur ein finanzi-
elles, die Separation würde rein
am Personalmangel scheitern.»

Zwischen derRegelschule und
der separierten Sonderschule
gibt es eine dritteVariante, die in
Kantonenwie Zürich, Basel oder
Aargau diskutiert oder bereits
umgesetzt wird: eine vermehrte
Rückkehr zu Förderklassen. Son-
derschülerinnen und -schüler
müssten dabei die Regelschule
nicht gleich ganz verlassen, was
die im Bildungsbericht berech-
neten Mehrkosten und den Per-
sonalaufwand abfedern könnte,
sagt SVP-Nationalrat Benjamin
Fischer. «Wenn in Regelschulen
Sonderklassen geführt werden,
sind die Heilpädagoginnen und
-pädagogen ja schon da, es gäbe
also eher eine Umschichtung.»

Eine Zusammenführung von
Sonder- und Regelschule wäre
auch gemäss Romain Lanners,
Direktor des Zentrums für Heil-
und Sonderpädagogik, ein Zu-
kunftsmodell. Ein solche «Schule
für alle» wäre auch leichter um-
setzbar, da Schulen umdispo-
nieren könnten. «Da die Gebur-
tenraten zurückgehen, entsteht
mehr Platz, um Räume für be-
sondere Bedürfnisse zu schaf-
fen», sagt er.Neue Schulen könn-
ten laut Lanners direkt barriere-
frei gebaut werden.

Auch SP-Nationalrat Islam
Alijaj – Verfechter der integra-
tiven Schule – betrachtet eine

örtliche Zusammenführung von
Sonder- und Regelschulen als
zielführend. Sie würde ein Res-
sourcengewinn bedeuten: «Zeit-
liche, personelle und finanziel-
le Ressourcen von separativen
Strukturen müssen in ein inklu-
sives Systemumgeleitetwerden.»

Integrative Schulemit zwei
Lehrpersonen pro Klasse
Islam Alijajs Ziel bleibt die voll-
ständige Inklusion, worauf Kin-
der auch laut Behindertenrechts-
konventionAnspruch haben.Um
diese zu erreichen, schlägt ervor:
«Zwei Lehrpersonen pro Klasse,
das müsste Standard sein.»

Obwohl also breite Einigkeit
darüber zu bestehen scheint,
dass alle Kinder am gleichen Ort
unterrichtetwerden sollen, bleibt
die Uneinigkeit darüber, ob sie
auch in der gleichen Klasse un-
terrichtet werden sollen.

Im Fokus der Debatte ste-
hen vor allem Kindermit auffäl-
ligem Verhalten. FDP und SVP
sind sich in ihren jeweiligen Bil-
dungspapieren einig: Die integ-
rative Schule behindere den Re-
gelunterricht, die Qualität leide.
«Ohne ausreichende Unterstüt-
zung durch Fachpersonen wie
Heilpädagoginnen, Logopäden
oder weitere Spezialisten wird
die integrative Schule zur Be-
lastung», sagt FDP-Nationalrä-
tin Bettina Balmer.

Aber «gerade verhaltensauf-
fällige Kinder passen sich in der
Regelklasse den anderen Kin-
dern an. In gesonderten Klas-
sen hingegen schaukeln sie sich
gegenseitig auf,weil ihnen posi-
tive Vorbilder fehlen», sagt Ste-
fanWolter. Zudemwürden lern-
schwache Kinder den Unterricht
qualitativ erst dann einschrän-
ken, wenn sie mehr als 20 Pro-
zent einer Klasse ausmachten –
wenn also 4 von 20 Schülerinnen
und Schülern einer Klasse Ver-
haltensauffälligkeiten aufzeigen.
DieserWertwerde aber kaum er-
reicht, «weil insgesamt nur rund
4 Prozent der Schüler auf son-
derpädagogische Massnahmen
angewiesen sind», soWolter.

Die Aargauer Schulen machten
Schlagzeilen wegen ihrer inte-
grativen Schule. Einerseits, weil
derKanton sich in einemRechts-
streit befindet über eine Schüle-
rinmit tetraspastischer Zerebral-
parese. Die Behörden wollen sie
in einer Sonderschule unterrich-
ten, die Eltern in derRegelschule.
Andererseits hat der Kanton Aar-
gau unter SVP-Regierungsrätin
und Bildungsdirektorin Martina
Bircher das Pilotprojekt «Förder-
klasse plus» lanciert. «Damit ist
jedes Kind zur richtigen Zeit am
richtigenOrt», sagt sie. Schülerin-
nen und Schülermit Förderbedarf
könnenPausen,Projekte undVer-
anstaltungen gemeinsammit den
anderen verbringen, unterrichtet
werden sie aber in Förderklassen.

Diese Form sei integrativ, denn
Integration heisse nicht, «dass
zwingend alle Kinder immer zu-
sammen sein müssen», sagt Bir-
cher.Die Förderklasse plus schaf-
fe eine unkomplizierte unddurch-
lässige Schnittstelle zwischen
Regelklasse und Sonderschule.

Reintegration in Regelklasse
als oberstes Ziel
Aber auch bei der Schaffung von
Förderklassen sei Vorsicht gebo-
ten und der Grundsatz «Inklu-
sion vor Separation» einzuhal-
ten: «Die Durchlässigkeit und
die Flexibilität müssen gewährt
sein», sagt Thomas Minder, Prä-
sident des Verbands Schulleite-
rinnen und Schulleiter. Eine För-
derklasse dürfe nicht starr sein
– auch nicht im gleichen Schul-
gebäude. «Es kann sein, dass
für dasselbe Kind eine Separati-
on zu einem gewissen Zeitpunkt
Sinnmacht, aber zu einem ande-
ren nichtmehr.» Das oberste Ziel
müsse stets die Reintegration in
die Regelklasse sein.

Die Zahlen aus demBildungs-
bericht 2026 liegen vor –wie viel
die Kantone in Integration inves-
tieren, ist unterschiedlich. Ten-
denziell sind Bergregionen in-
klusiver. «Man wollte und will
alle Kinder in der Dorfschule be-
halten», sagt RomainLanners.Die
Dorfschule als Zukunftsmodell?

Inklusion steht unter Druck – doch für
Sonderschulen fehlt das Lehrpersonal
Neuer Bildungsbericht Bürgerliche fordern weniger Integration, Linke halten dagegen. Jetzt zeigt ein neuer Bericht:
Mehr Sonderschulen würden schweizweit bis zu 2000 zusätzliche Lehrpersonen erfordern.

Sollen Schülerinnen und Schüler mit besonderen Bedürfnissen separiert werden? Die integrative Schule wird kontrovers diskutiert. Foto: Getty Images

So viel mehr Lehrpersonen bräuchte eine Rückkehr zur
Sonderschule

Bisher integrierte Kinder mit Sonderschulbedarf werden aus den
Regelklassen genommen. Dafür braucht es zusätzlich Lehrpersonen
an Sonder- sowie an Regelschulen. (Vollzeitstellen in Prozent)

Szenario A: Die verbleibende Klasse wird wieder aufgefüllt und gleich
gross gehalten.

Szenario B: Die verbleibende Klasse wird in ihrer kleineren Grösse
ohne Sonderschüler und Sonderschülerinnen weitergeführt.

Szenario A Szenario B

BS 6,0 10,7

ZH 4,9 8,4

NE 4,6 6,7

FR 3,3 6,1

TI 3,2 4,8

NW 2,9 6,9

LU 2,9 5,3

VD 2,5 4,2

GR 2,4 4,2

SO 2,3 4,2

VS 2,2 3,2

AG 2,0 4,6

GL 1,9 4,2

BL 1,9 4,0

AR 1,5 3,5

BE 1,3 2,5

OW 1,2 3,3

ZG 1,1 2,1

UR 0,9 2,7

TG 0,8 1,7

SZ 0,8 1,3

GE 0,5 2,0

SH 0,5 1,0

SG 0,2 0,3
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